
Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz. 

A n fra g c 

K 0 p 1" e n i g und Genossen 

an den Bundesminister für Justiz? 

7. März 1951. 

betreffend die willkürliche Beschlagnahme der itÖs{p.rreichischcn Volks­

stimmen v~m, 7. Uärz 1951. 

-.- •. -.~ 
Auf Antrag d.er Staatsanwaltschaft Wien ist heute,. am 7. März,1951, 

das ZcutralC?rga.n der ~ommuuistischcn Partei Öst,.:;rrdchs, HÖsterri:ichisone 

Volltsstimme", bcschlagnalunt worden. Als Vorwand für die Beschlagnahme uurde 

gonollDncn, daß der Inhalt eL.'1cs Artikels uDas Ruhrkapital greift nach Öster~ . 

reich" geeignet erscheine, den Tatbestand des Vergehens nach §§ 308 und 

31G Abs .. 2 des Strafgesetzes zu b~gründen.Es soll sich also um die V;;r­

brcS.tung falschr,.bcunruhig811der Gerüchte oder Vorhersagen handc111l 
, '" 

Der B~schlagnahme v\~rfieleninsbesondere folgende Stellim des ange; .... 

führtcnArtl~els: 

-nie Rückgabe des ehemals deutschen Kap i tals in Österreich sei als 
Grwldlage für den von den AmrikanC'rn geforderten Zusarnm.:.:nschluß, wenn 
nicht ganz tlsterrcichs, so wenigstens der uc~tlichell Bunde ,3 länder mit West .. 
deutschland a,n,,,rka"lnt 'iTordel1." 

Und: 

!JEil'1 neu I' Anschluß. 

Die von den Am·:;rikanern wieder zur Macht gebrachten RuhrmagIlatcnund 
Hltlcl'gen2rälc haben die alte Politik des ItAl1schlusscs~ Österreichs 'W'ic~ 
di::r aufge~10mmel1 und fühlen sieh nun als Bundc:sgeBosscn der- Amc:Hkancrschon 
s-o starkJ daß sie sogar schon wieder·, zu Sanktioll:m und Druckmitteln greifen. 
U11d' ebenso ,da vor 1938 sind die "Nationalbctol'l'tcnll und liBrtickcnbaucr" am 
Werk, "um - diesmal im Sinne der am,'.;rikanischen strategiSChen Krie gspläne -
den ncu:,;n Anschluß vorzubereitcn. Wererinllcrtsich da nicht ·~n die be­
rüchtigte Tauscl'ld-M'ark-Sperre und die 1I1noffizicllen" neisen Soyss-Inquarts 
und Glaisc-Horstenaus zwischen Br::r1in und Wicn? Die Politik der Roml! tari­
sicrung iifcstdeutschlands ist zu einer dirikten Bcdrohungder Unabhäitgigkci t 
Öst.errcichs geworden. Diese Gefahr muß rücksichtslos aufgedeckt und vom 
ganzen östc;rrcichischcn Volk leidcnschnf't1ichbekämpft werden. 11 ~. 

Vfasiu westdeutschel! Kapitalist~nkreisen unverbltinlt erklärt wird, ver­

fällt also in Österreich der Beschlagnahme. Offenbar hat die Regierullg ein 

Interesse, daß dem östcrr(;ichischen Volk das 'verschwiegen w'rden soll, 

243/J VI. GP - Anfrage (gescanntes Original) 1 von 2

www.parlament.gv.at



21 .. lWiblatt Beiblatt zur Parlamentskorrespondel1.ß. 7. Mä.r~ 1951. 

,>'üs trlt ihrer Qnf..erstützung vorbereitet wird und zum Tag:ese~spräch in 17est.­

dc.utschcnKaP1:talistcn.ttrciscl1 gehör~!. Auch die Tutsnche,ilo.ß nl]:cs das, 

was dem 6stort'cichisohcn Volk n;icht mitg2tciltwerden 50).1, in der Presse 
. . 

Wcst.dcutschlands, der Schweiz und Frankreichs wioderholt scinen Nieder--

schlag ~ctund'::nhat., hat die dC'ID Bundesl'lillist8r für Just iz unterstehende 

Staats.amialt$ohaft nioht abgehalten, (:ino öst(~rltichische Zeitung, die vcr­

anWortungsbcwul3t d$.cse Mitteilungen demösterrdchischcn Volk n=tttolte t 

beSChlagnahmen ~u lassen. Daß die Regierung die Er inllGrungan die Vorbe­

rcit'W!gsltandlwlgen zur Annexion Österreichs durch den ij,ftl~rfaschismus im 
\~. 

31lue 1938 und die nuf der Hand liegenden Vergleiche mit den Versuchen,. die 

jetzt ge_eht wer,den, Wf Österreich in ein Anhängsel eines r~militarisicr-

. t'.1'l Wcstdcutschla.nds zu verwandeln, unterdrücken v/ill~ verwundert nich,t, 

.1101111 man w;:iß, daß Wtter der Hand weitgehende Vq'handluugcn über irgcndcine 

-Form eines solch2u nauen IlAnschlusses", entsprec-hend dem Wunsch der amGrika .. ' 

nischc·n Imperialist'.;n -und Kriegstreiber, geführt werden~ 

Die Methode der Beschlagnahme von Wien:'r Tageszeitungen st~:llt gleich.' 

Zc: itig (:!neu ltückf'all ..in Methoden dar t wi e s h: in der Zeit des beginn enden 
.> 

Hcimwohrfasch1smus t also bei der VorbereitWlg des ersten "Anschlusses" 

Österreichs , geübt wurden. : 

Die untcrzeichnet(mAbgcordneten st;:'l~en dah:r an den Buudesministcr f 

~ür Jestiz folgende 

A n f .r a g e : 

1.) tat der Bundesminister für Justiz bel' it, die i1m untr;;rstchcnde 

Sta.at:H\mraltschaft anzuuciscn, den völlig unbegründet'.n und vdllkül'U.chen 

Antrag auf Beschlo.gnalmc der "Österr;::ichischell V:olksstirame iI vom 7. März 1951 

zurU.okzuzlchcm, die Verfolgung' einzustell 8n und den vCl'~nt'Wortlichell Stants­

anwält \fegen Yiß.brauchs sein<::r Gewalt gügcndi8 Interessen der Demokrat.ie 

und dc~ Pressefreiheit zur V8 rantw ortung zu zieh~n? 
. . 

.. 2.)" 1st der Bundesminister fÜr Justiz bereit, dell ihoWltcrstehcnden 

Sttl,C\.tsanwaltschattcn die st·rikteWcisungzu erteilen, 'V1illkürliehe und un­

berechtigte Beachlagnahm.eanträge_ in Hinkunft zu' untcrlassen t die Prcssfr\:i­

heit DU wahren und alles zu unterlassen, was in der Zeit faschistischer 

Rcgicmngsmethoden gcgcr;6.i e Pres sc unt.~ rnommen vmrde, 

--. -.-- ......... 
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